
pur das fmcxisuiiAtig«*«*-** -
pur ais Amtliche Sammlung l •••;•._'(.:)
Gesetz? Grund.G Art 34? 14C? BGB § 839
Bechtssatzs Für Ansprüche aus Amtspf licht ve rlet-zungen kirchlicher ;

Beamter gelten mangels’besonderer kirchenrechtlicher3 
Vorschriften jedenfalls die Bestimmungen des § 839 BGB.- 
i .7,mit Ar t 3 4 Gi:v.na G mindes t ens e nt spr e che nd., A nge - 
sichte der Autonomie der Kirchen sind jedoch Maßnahmen.:: 
kirchlicher Stellen, die vom Wesen der Kirche, ihrem. -o 
Auftrag, ihrer Lehre gefordert werden - in diesem Sinne, 
kirchliche Interna -, einer Nachprüfung.durch die Staat; 
1 iclieii. .Geflehte entzoge n t'.Oie können auch" imlBähmeh "ei-- 

1:.oner Amtshaftungsklage von Ben staatlichen Gerichten 1; hf 
.: ... .. ihifhtllaüf ihreaBeGhtmä'ßig-keit̂ .nachgeprüft. werden'? Die V 

.-Zulässigkeit einer auf Arni spf 1 i cht v er let zun g kirchlie 
cher Beamten gestützten Amt shaftungsklage hat mithin 
zur.Voraussetzung, daß.ein Sachverhalt vorgetragen 
wird , der unabhängig-: davon, daß die Maßnahme in Wahr­
nehmung des geistlichen•Auftrages der Kirche erging, 
ein Verhalten des Kireheiibeamten erkennen läßt, das 
Amtspflichten zuwiderläuft, die allgemein und jenseits 
des von der kirchlichen Ordnung Geforderten Bestehen, 
die festzustellen also ein Eindringen und. Sichausein- 
ander.setzen mit dem von der Kirche Geforderten: nicht 
verlangt..

Aktenzeichens III SB 89/55 LG Kassel
Urteil des BGH vom 17, Dezember 1956 OLG. Frankfurt a,Ms(Kasseler

Zivilsenat)



Ill.ZB 69/55
■ Verkündet . ;.
It.,Protokoll • 

am 17„Dezember 1956 ,
V o gt; Ju s t i z ob e r s e kr e b ar , 
als ürkundsbeamtei der 
v Geschäftsstelle .

! ■■■:!

I m II a m e n a e s V o 1 k e

In dem Hecht ss.tr eit

des. Pfarrers i,E, ne op old W 
BflHHPstr MI

in Bi

Klägers, Berufungsklägers and Hevisionsklägers5
.~ Prozeßbevollmächtigter% Hechtsanv?a 1 •

gegen

die Evangelische Landeskirche von K* 
vertreten durch ihren Bischof,

Beklagte, Berufungsbeklagte 
und Eevisionsbeklagte,

Prozeßbevöllmächtigter 1 Hechtsarivsalt Brr Puchslocher -

hat der III* Zivil Senat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom. 26, November 1956 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Prof-Uri Geiger sowie der Bun­
de erlebter Br, Pagendarm, Bf» Weber, Br» Kreft und 
Br - Beyer

' < /“ l > * ̂  5 * ' sI......... i' ... . .. ..........

%-r

für Hecht erkanntg
■•fV'viU-* . .

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
1» Kasseler - Zivilsenats , des Oberlandesgerichts in ■ ■ 
Frankfurt (Main) vorn 8»Februar 1955 wird zurückge­
wiesen ,

Die Kosten der Revision hat der Kläger zu tra- :genh' '■ ■. C U;.$y vk. \ :V V V ! ■.■ Uhb
■ {• ■- v ■ '■! V:.. i;:. t; ..hei ? Ifff -Von Hechts wegen

v . '■;
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Tatbest.an_3%|

Der an 19. Juli 1886 geborene Kläger war Pfarrer der 
beklagten Land.eskir.eiie in TdHBM». Seinem unter deal 25 - 
März 1950 gestellten Antrag .auf Entbindung von den Amts- 
ge schäften zum 3.•. Mai 1950 und Zurruhesetzung sum 1.. Juli
1950 ist mit Schreiben des Bischofs der beklagten Landes­
kirche .vom. 4 =. April 1950 (Zurruhesetzung) und des Landes- 
kirchenamts vom 5t April 1950 (Entbindung von den Amtsge­
schäften) entsprochen worden. Mit’Schreiben vom:.-EU Mars
1951 hat der Kläger seihen Antrag vom 25. Marz 1950 wegen 
Drohung a ng e f 0chten, Mit der vorliegenden Klage nimmt er 
die beklagte Landeskirche aus dem Gesichtspunkt der Amts- 
pflichtverletzv.ng auf teilweisen Ersatz des ihm durch seine 
Zu r r uh e s e t zu ng entstandenen Schadens in Anspruch; er hat 
Zahlung des ün^erschiedsbetrages zwischen Gehalt und Ruhe­
gehalt für die Zeit vom 1. Juli 1951 bis. .zum 51= Dezember 
1951 in Höhe von 1 643,60 DM nebät Zinsen seit dem lOhJarz 
1951 verlangt,

Im einzelinen liegt dem Rechtsstreit folgender Sachver­
halt zugrundes .5 /i;.-

0 '
\4

Anfang., des Jahr.es 1950 war es 'zu Meinungsverschieden- 
hreiteh. iviiischen dem Kläger :i einerseits und der Landcsklrehe .'..yF=; 
i'S:6wied;der5;,;,; übrigen Pf arr er Schaft; andererseits, in der Frage 
der Konfirmation zu. Ostern 1950 gekommen» Das landeskir- . 
chenamt hatte auf Grund, eines Beschlusses der Landessynodeg ■ 
den Konfirmationstermin dem Termin zur Entlassung aus der 
Volksschule wieder anzügleichen, eine. Verfügung erlassen, /■ 
wonach zu Ostern 195.Ö ykeineLKÖbf iritiation ■■ statt finden ■sollte.̂ ; 
da kein Volksschu.il ehr gang. zur Entlassung kami Der Kläger • 
teilte .jedoch den Eltern seiner Konfirmanden, die er auf 
einer im Februar 1950 zu diesem Zweck einberufenen Versamm­
lung befragt hatte, mit, daß er-die Konfirmation zu Ostern 
.19.50 durchführen werdev, Es folgten noch zwei Pfarrkonvente
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im Kiiehenkreis Ziegenhain, auf denen die .Konfixmations­
frage ebenfalls erörtert wurde. Auf clem ersten Konvent 
(23, Februar 1950) wurde in Anwesenheit des Klägers ein 
Beschluß gefaßt, in dem es heißt, daß' die Pfarrerschaft 
den Entschluß des Klägers bedauere. Auf dem 2, Konvent 
(20,März 1950), zu dem der Kläger erschienen war, den er 
Jedoch vor Abschluß verlassen hatte, wurde ein dem Kläger 
/später schriftlich mitgeteilter Beschluß gefaßt, in dem 
me, gesagt' ist,/daß; der Konvent das //ergehen des Klägers 
irr der Frage der Konfirmation in T m i ß b i l l i g e  und daß 
er den Kläger bitte, ’’zur Kenntnis zu nehmen/ daß er durch 
sein Verhalten die Arbeit der Amtsbrüder in ihren Gemeinden 
sehr erschwert habe". Am 22, März 1950 wurde in zwei Zei­
tungen eine vom Kläger für die im Februar 1950 einberufene 
ElterrverSammlung äüsgearbeitete iliederschrift veröffent­
licht, die der Kläger zwei Zeitungskorrespondenten überge­
ben hatte, die ihn aufgesucht und um Mitteilung seiner An­
sicht in der Kon f i r mat i on sfrage gebeten hatten ■ In dieser 
Stellungnahme vertritt der Kläger die Auffassung, der oben 
erwähnte Beschluß der Lahdessyhcde habe "huf die Bedeutung 
einer sog., "Bichtlinie", die die Pfarrer hui /befolgen kon- 
neu/ wenn die Eltern/damit einvef Btandenhsihd) " :

-feeMein der Dekan und der Probst Pli in He:
dem ■ Bändeskivehenamt- • inKässei von den ̂ resseveröffent^

lichüngen Mitteilung gemacht und um Einschreiten gegen den 
Kläger gebeten hatten, .suchten der./Zicepräsident/JJro ■ «sam. 
der Prälat als Vertreter des erkrankten Bischofs
und Probst H |jg§ji| am 24-, März'1950 den Kläger zu einer Un­
terredung auf. Im.Verlauf dieser Unterredung, über deren In­
halt irrt einzelnen die Parteien streiten, wurde dem Kläger 
nähegelegt, die Entbindung von den Amisgeschäften/und die’ 
Versetzung in den Buhestand zu beantragen, wobei ihm das 
volle Gehalt bis zur Vollendung des 65/ Lebensjahres ge­
zahlt werden würden Werde er diesen Antrag nicht stellen, 
so müßte ihm sofort jegliche Amtstätigkeit untersagt und



e in 2 wan gape n si oil i e-run gsy-ei fahr e n "ge ge n ihn ein gel e i t.e i; 
werden. Auf-Bitten'des Klägers wurde 'der ihm unterbreitete 
Vorsehlag schriftlich vie: folgt festgelegti

»•Vorschlag' des landeskirchenamtes ,•
1. Endgültige Entbindung' von den Amtsgesohäften sum
=. ■ ,-1= Mai 19501 Zurruhesetzung sum 1, Juli 1950,

We it erZahlung der Differenz zwischen-Gehalt und 
Pension bis zum 1, Juli 1951- 1 . ..
Bei Annahme des Vorschlages ist 'eih'.entsprechender 
Antrag bis zum 25- März 1.950 an das Landeskirchen- 
amt ab zusend en und die Absendu.ng' des Antrages dem 
lande skirchenamt st H, von Praia, t - M t f H H l - be zw . 
yicepräsident Dri J«mm fernmündlich bis 12 ühr zu 
" meldenr ' . 1 v:-: ü  ; ,.y :ulii:-vifl?feiy-u 1,u h< 1

2., Bei Ablehnung des Vorschlages-'unter 1) müßte so­
fortige Entbindung von den Amtsgeschäften erfol­
gen; deren einstweilige Wetterführung im Kähmen, 
des- auf Antrag -gewährten Urlaubs • zu ge standen; war h 
Außerdem müßte die Einleitung eines Zwangspehsio- 
nierungs-verfahren3 in Betracht* gezogen und im Zu- . 
samaenhäng damit eine amtsärztliche Untersuchung 
be zw, ein fachärztliches Gutachten einer entspre;K 
.ebenden Klinik gefordert werden,

5. In der heutigen Aussprache ist eindeutig zum Aus­
druck gekommen, daß der Vorschlag unter 1) als ein 
besonderes Entgegenkommen des Landeskirchenamtes 
zu verstehen ist, um im Interesse des Pfarrers 
W IB* wie a 11 ch ö er Kir chengeme inde , der Amt sbru;r 
-derSchaft und der Landeskirche ein nach den ganzen 
Umständen nunmehr unvermeidlich gewordenes Vorge­
hen im Sinne von Ziff 2) unnötig zu machen,
Treysa, den 24. Marz 1950-"

Am folgenden Tage stellte der Kläger ,, wie eingangs ’-: 
bereits gesagt,, schriftlich den Antrag- auf - -Entbindung -von 
den Amtsgeschäften und auf Zurruhesetzung- Gleichseitig 
teilte er seine Entschließung dem Vicepxäsidenten auch 
fernmündlich mit- Am folgenden Sonntag gab ei im Gottes­
dienst vor der Gemeinde eine Erklärung über die Angelegen­
heit ab, in der er u.a, sagte, er habe sich "nach reifli­
cher Überlegung entschlossen, obigen Vorschlag anzunehmen 
um des Friedens willen” <,

liSII



- 5 - ■/; ..
IJaö'Edera 'dei Kläger auf seihen. Antrag durch die eben-- 

falls oben;schon erwähnten Schreiben des Bischofs vom 4» 
und des Landeskirchenamt s vom 5 . April 1950s beide in Ver­
tretung unterschrieben von dem - Prälaten -1 W f c  -OHHÜ von 
seinenlAmtsgeschäften entbunden und in den Ruhestand ver- 
set zt worden war> versuchte er.in der Böigezeit >.seine 
Zurruhesetzung rückgängig zu machen, .' Seih' dahingehender 
mit .Schreiben vom 22, -Mai 1950 gestellter Antrag wurde 
jedoch von. der Beklagten mit Schreiben vom 1, Juli 1950 
abschlägig ;beschieden'» 'nachdem er sieh anschließend auch 
noch ohne: Erfolg an den Evange1ischen Pfarrerverein; den 
Bischof persönlich und die Evangelische■Kitche Deutsch­
land's gewandt hatte t focht er unter .'.demlfV März 1951 sei­
nen Antrag Vom 25 c - März 1950 wegen widerrechtlicher' Drohung 
an. Das Ländeskirchenamt gab ihm im Schreiben vom 20, Mars 
1951 anheim..;, "die ihm etwa erforderlich erscheinenden 
Schritte gegenüber seiner Landeskirche'1 zu unternehmen" > 
Daraufhin erhob der Kläger Klage vor;dem 'rVefwaltungsge- 
• rieht in Kassel (VG II 120/51) > mit der er- Aufhebung der 
:Eurruhesetzungsver fügtmg uhd hi. 1 fsweise äi:e Restste 11 ung 
begehrte.-; daß die Versetzung in den Ruhestand unwirksam 
bei» Durch rechtskräftig gewordenes Urteil des Verwaltungs- 
ger.ichts vom-20» September 1951 wurde - -die' Klage mit der Be­
gründung abgewiesen, daß der Verwaltungsrechtsweg nicht ge- 
’ geben sei , .. ''btplnbVn'r- -111 I-»-. V o l l ' ,

Zur Begründung seines -Schädehs'ersatzanspxirchs hat der 
Kläger vor get ragen g- Die Voraussetzungen 'für - ein - diszipIX/ä- 
res .Vorgehen und auch für'-die Einleitung eines Zwangspen- 
' sionaerüGgsverfahrens hätten nicht Vorgelegen? er sei,, wie 
den Beteiligten auch bekannt■gewesen seit geistig völlig 
gesund gewesen ». Auch sei auf -Ihn 'bei der Besprechung -am 
24.- Mar z 1950 ein unzulässiger Druck aus ge übt ’worden? wenn 
er-den Vorschlag des Landeskirchensmtes nicht angenommen 
-harteliätte er den Eltern seiner Konfirmanden gegenüber .5 
wortbrüchig werden müssen» 1'.



. 6 .

Demgegenüber hat die beklagte Landeskirche im einzel­
nen geltend gemachts

Schon seit längerer Zeit habe der Gesundheitszustand 
des Klägers zu Besorgnissen'Anlaß 'gegeben - Der Kläger habe 
bereits auf der Tagung der Landessynods im Dezember 1949 
einen he rve vier sammennruch erlitten,- die Sitzung vorzeitig 
verlassen und - uas unstreitig ist - wenige Tage später, 
nämlich am 15. Dezember 1949, seine vorläufige Beurlaubung 
beantragt. Der sei entsprochen norden, rund zwar auch mit 
der•vom Klager vorgeschlagenen Maßgabe, daß er weiterhin 
sei.ne' Gottesdienste' und Amtshandlungen habe versehen .dür­
fen, Das Fressein nervier/ vom 20, März- 1950 sei nur das 
letzte-ö-lied einer langen Kette von Vorgängen gewesen,, 
die den Kläger als untragbar für die KircberMä'tten er- 
'scheinen lassen müssen« Durch seihe;Presseveroffentli- 
ohung habe der Kläger in Veiten Feilen der Bevölkerung 

""Beunruhigung hervorgerufen, so daß ein Einschreiten der 
Landeskirche nunmehr uhveisvoidIl.cn geworden sei. Man
habe rieb eingehend überlegt, von welchen cur Verfügung 
vronenvsn Möglichkeiten man Gebrauch machen volle, Dis­
ziplin ü sei der Kläger nach .Ansicht der Beklagten kaum 
v- belangen gewesenu weil ex angesichts seines Gesundheit« 
zustondes für sein Verhalten wahrscheinlich nicht habe 
vsran hc örtlich gemacht werden"- können . Ein. Vergehen nach 
dem sog, kirchlichen -Zuchtgesötz .sei in Erwägung gezogen 
worden, ebenso die Einleitung eines Zwangspenzionierungswv.

, § 1 der KctVO bet.r zwangsweise■ Versetzung 
der Geistlichen in. den Buhe stand -vom 12 ü Mai 1932(Kirch­
liches Amtsblatt 1932 Kr 6}, Für beide Möglichkeiten hat- . 
ten die Voraussetzungen1 Vorgelegen, Man habe jedoch zu- . n 
nächst versuchen wollen, den Kläger selbst zur ̂ Stellung 
eines entsprechenden:Antrages: zu bewegen. Das sei.mit 
Bucksieht darauf, daß der Kläger auf dem zweiten Pfarr- 
konvent in Aussicht gestellt habe, sich alsbald zur Kühe 
setzen zu lassen, erfolgveisprechend erschienen,.Dieser 
Versuch habe bei der "Aussprache am 24, März 195C unter-

v ■ vir. ' ' VükrhAi
9:9-
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neramen werden sollen» Bei' der Unterredung -seien mit dem 
Kläger die verschiedenen Möglichkeiten eines Vorgehens 
gegen ihn besprochen wordeni Von der Gewissensnot:, in 
der sich der Kläger befinden haben wollef habe dieser 
miehtb; gesagt-Das $ e sprich sei ;im übrigen in ruhigem 
und würdigem .Tori - geführt worden? es habe einen seelsorge- 
rischen Charakter gehabt.

/ ; 1 • • . i
Das landgeriehx hat Beweis erhoben und alsdann die 

Klage 'dem Antrag der Beklagten entsprechend abgewiesen-.

ilsch seinem Vertrag in der Berufungsinstanz- will der 
Kläger einetAmtspf lichtverletzu'ng vor•allem auch in der 
nach seiner.; Meinung widerrechtlich erfolgten Zurruheset- 
-zuhg äürch den Bischof sowie in der miteibliebenen.' Eück- 
gängigina cho.m-g der Zurruhesetzung sehen» Hach § 38 der 
Kirchenverfassu ng sei eine .Zurruhesetzung gegen seinen' 
Villen unzulässig = - An seinem freien Villen' aber habe es 
infolge der gegen ihn gerichteten Drohung gefehlt» .

Das Oberlancesgericht hat die Berufung des Klägers 
zurückgewiesen» Mit seiner Revision verfolgt er seinen 
Klageantrag unter Beschränkung des Z in sän Spruchs auf die 
Zeit ab.2, -Juli 1951 weiter.» Die Beklagte bittet um Zu- 
rückwe i sung de:r Be vis 1 on „

Bntscheld ungsgründem

Die Krage., ob die Zivilgerichte zur Entscheidung 
über denhier geltend gemachten:Anspruch berufen sind* 
haben, die Vor in stanzen ohne' Einschränkung be jaht »• Die' 
Nachprüfung 'ergibt s' .

Bei der Entscheidung der Krage der Zulässigkeit des
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.Bechtswegeä für vermögenahech tli che Ansprüche, die gegen 
eine' Kirche-"erhöhen werden, muß den Ausgangspunkt der Un­
tersuchung die verfassungsrechtlich• garantierte ’’Autonomie" 
der Kirchen (Art" 140 GrundG in Verbindung mit Art 137 
WeimVerf) bilden» Mit der Garantierung, der Autonomie der 
Kirchen’hat der Staat ihre Eigenständigkeit und grund­
sätzliche Unabhängigkeit vom Staat und-damit.die Befugnis 
der.KirchenV ihre eigenen Angelegenheiten selbständig und 
eigenverantwortlich zu regeln, anerkannt Diese Autonomie 
i s t ni e ht - gr e n ze nl ö s und ab s o 1 nt; sie find e.t ü = a»■ v om Ve r - 
fassungsr&Ght des Staates her angesichts dessen, daß die' 
Kirchen als Gemeinschaften auch in der "Welt" stehen und 
ihre Maßnahmen'mit Ihren Wirkungen sieh nicht immer auf 
den innerkirchlichen Bereich beschränken.-, .sondern darüber 
hinausgreifen und auch auf den staatlich-gesellschaftli­
chen Bereich 'ausstrahlen können, insoweit ihre Schranken 
an dem "für alle geltenden Gesetz" (Art 137 Abs 3 WeimVerf) ;• 
Mit diesem "für alle geltenden Gesetz" ist nicht jede Staat-. 
71 iahe Vorschrift gemeint, die mit dem Anspruch auf Allge- 
''ineinverMn&Iichkeit auftritt, sondern 'es ist darunter, 
”u'm.:eine■ Poxmulierung von Heckei (VerwAreh 37 4^932/’, 282; 
zu verwenden,- " jedes für die Gesamtnation : als politische, 
Kultur- und E e eilt sg eme ln Schaft unentbehrliche ■Gesetz,'
"aber auch nur ein solchem Gesetz" zu verstehen. Das be- ■ 
deutet5 daß heute alle, aber auch nur diejenigen Normen, • 
„die sich als Ausprägungen und' Regelungen grundsätzlicher, ' 
für unseren sozialer;. Rechtsstaat unabdingbarer Postulate . 
darstellen, die'kirchliche Autonomie "eineiigen" »• Das sind 
aber Sätze, die entweder jedes Hecht, auch das kirchliche 
Hecht mit Notwendigkeit enthält, oder die- vom kirchlichen 
Hecht stillschweigend oder ausdrücklich bejaht und in.
Bezug genommen werden» Daraus ergibt sich im Blick auf die 
Zulässigkeit von"Amtshaftungsklagen folgendest

Es muß als Postulat rechtsstaatlichen Denkens aner­
kannt werden, daß Pflichtverletzungen, die von Beamten in



Ausübung des ihnen .anvertrauten Amtes zum Schaden dritter 
Personen begangen werdenf eine Schaöensersatspf1ioht be­
gründen- Ebenso verlangt rechtsstaatliches Denken, daß 
der Geschädigte wegen sines Schadensersatzanspruchs eine 
gerichtliche Entscheidung muß herbeiführen’können» Deshalb 
kann daraus , daß es an kirchenrechtlichen Normen über die 
Haftung der Kirchen für Amtspflichtverletzungen ihrer Be­
amten uhd "über-- einen entsprechenden Rechtsweg fehlt, kei­
neswegs geschlossen werden, daß durch AmtspfliehtVerlet­
zungen kirchlicher' Beamten eine S chad enser sat zpf 1 i eht . v
überhaupt'' nicht begründet werde und ein Rechtsschutz in­
soweit nicht gegeben sei« Vielmehr ergibt sich aus den • 
aufgezeigten Grundsätzen, daß auch durch Amt spf1ichtver- 
letzühgen von kirchlichen Amtsträgern eine Schadensersatz- 
Pflicht entsteht und daß - Gerichte zur .Entscheidung darüber 
•angerufen werden können» Mangels entsprechender eigener- 
kirclient-echtlicher Vorschriften müssen Voraussetzungen 
und Umfang der Haftung bei’ AmtspflichtVerletzungen im 
■kirchlichen Bereich nach den einschlägigen staatlichen "Ge­
setzen beurteilt werden» Es kommen daher die Bestimmungen 
des :§ 8-59 BG3 sowie die des Art 34 GruhdG auch bei Amts- 
pfliohtverletzungen von kirchlichen Beamten zur.Anwendung» ; 
Es steht nichts im Wege, die kirchlichen Beamten den'Beam­
ten im" Sinne des § 839 BGB zuzurechnen und die Kirchen 
selbst mit unter den Begriff der öffentlichen Körperschaften 
im Sinne'des Art .34 GrundG zuiasähnda dieser Begriff hier 
nicht auf den Bereich der mittelbaren Staatsverwaltung 
und damit auf die in den Staatsaufbau eingegliederten 
Körperschaften beschränkt zu werden braucht. Auch stellt 
die [Tätigkeit der Kirchen außerhalb des rein fiskalischen 
Bereichs "Ausübung- öffentlicher Gewalt" im Sinne von. Art 
131 WeimVerf und damit "Ausübung eines öffentlichen Amtes*1 
in Sinne von Art 34 Grunds dar. Insoweit hat auch die Kir­
che seiest keine Bedenken gegen die Zulässigkeit des Rechts­
weges erhoben., ; j



Es braucht daher liier der Frage nicht nacrigegangen 
au serde'n, oh und invdem&it die Eirenen-1 IdBahmen ihrer 
Autonomie das • Geb leb der Amtshaftung in ihren Bereich 
auch durch eigene Kirchengese1ze unter Wahrung rechts- 
staatliche:!' Grundsätze regeln und -gegebenenfalls zur
Ent sc he idun gt über dis Amt shaft ungsan Sprüche im kir chl i.-
dien Bereich eigene Gerichte für zuständig erklären könn­
ten« Jedenfalls würde einer solchen Regelung die Bestim­
mung des Art 34 Satz 3 GxundG, wonach der Rechtsweg vor­
der or3enilichen (Zivil-)Gerichten für' Amtshaftungsan- 
sPi: ■ ■ im- nieauege sei-...essen nmumn darf.. ;d ht entgegen- 
stemm; da ; ei eie n  hirnikus rer z zwischen dieser vh rfassungs- 
ms inmne und see: vmm fassungsr.d.ig veradereen Grundsatz 
der kirchlichen Autonomie den dt zieren. dl« stärkere und 
'die andere Bestimmung verdrängende Kraft 'zugemessen werden 
müßte,- Für den hier geltend gemachten Anspruch, ist jeden­
falls der Fechtsw&g vor den staatlichen Gerichten nicht 
durch die Forschriften der §§ 21 ff des Pfarxergesöizes 
der beklagten Kirche vorn 2. Dezember 1955 (Kirchliches■ • • 5 • V.: ; d. ü: •
AstcUat: _.gdr hß) ausgeschlossen« Es handelt sich dabei
m  dStimmungen d. d m  tat dem II m m .  grundsätzlich gegen•. . . .Eutin In düngen des ddcimd, di« ihr. iachtes da sind oder
■i «mm« rune ;:ni i: hm. daß i; ; ihn nachteilig meiden
kidm m um im oi im m i m  näher m ege d  o 1191 s ge««, der
Auf s leim; .-hm schier de an d-ni Bai dir Landes!:! reim- ««stem, -
Diese Be« - immun gern hmmmt «änd.d erkennen; daß redlich
zurücklieg: «de um re d d  s ensmät:: g innerhalb der Kirche nam
der bishsih gen hege i -mrg bereits ab ge i chlossens dm« verhalte
ven ihnen r iebt m  fd m  and ihren nicht untermordr neiden
scilu. mm Imfolgmdmmm kann dahirs t-ehen, ob durch 'die ge-
narmmm Yensehr iften insoweit, als sich die Ent Scheidungen
des Bischofs etwa als !!AmtspfJ.iehtverletzungen" darsteiien,
die Anrufung der staatlichen Gerichte ausgeschlossen werden
sollte und wirksam ausgeschlossen werden konnte.

Wenn sonach auch die allgemeinen Anrtshafrungmbe-
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Stimmungen bei Amisp’f i i chtvsr 1 e tsungen kirchlicher Beem- 
•ter zur Anwendung.zu bringen sind, so bedeutet das doch 
keinesfalls, daß die staatlichen Gerichte im Bahnen ihrer 
Entscheidungen über Ansprüche* die aus solchen Amtspflicht- 
'Verletzungen hergeleitet werden, sämtliche 'Maßnahmen kirch­
licher' Stellen in demselben' Umfang wie Maßnahmen staatli­
cher und sonstiger Behörden auf Becht-swirksämkeit und 
Be chtmäßigkeit hin überprüfen könnten -. Vielmehr wirkt 
sich auch in diesem Zusammenhang die den Kirchen zuste­
hende Autonomie aus?, ' Sieht man von dem hier nicht inter­
essierenden Lebenabereich ab, innerhalb dessen sich die 
Kirchen als Vermögensträger und Partner des Prlvatredits- 
Verkehrs wie .jeder Bürger und. wie jede juristische Person 
bewegen und ebenso Wie diese der staatlichen Beeilt sord.nu.ng 
unterstehen:. so bleibt ein Kreis kirchlicher Tätigkeit ■ 
übrig;, den man im staatlichen Bereich .dem öffentlichen . 
Becht zurechnet; weil er "hoheitlicher” Katar ist.. Hier 
interessiert die der staatlichen Verwaltung entsprechende 
Tätigkeit cler Kirche.. Sie bedarf wie jeder organisierte 
Verband eines Verwaltungsapparätes,.Söweit';.: er - sich in tech- 
nisch^veiwaltclgsmäßigen Maßnahmen äußert',' brauchen diese' 
..nicht Ausdruck einer eigentümlich 'kif chlldheh Anschauung 
.oder Eht sene idling., zu .sein.s sie weiden vielmehr' regelmä- 
ßig;: .das' Ergebnis voll Überlegungen sein «die jede Verwaltung 
.änsfellt jfWnd- die ihre rechtliche Bscklf ertlgung nach:den- 
■selbeh' Grundsätzen erfahren., ' die im' Eecd.itSStaät -für Sie " 
'W'irksamkeit' und- Rechtmäßigkeit '• von Verwaituhgs akfeh maß- . ...
...geblich sinat "-Insoweit".begegnet auch die- inzidente 'Nach- "n■ .... - . • ■...  .... ' ;. • ; . .
Prüfung. de's kirchlichen' Verwältungsäktes im- Bähten- eines 
Amt shaftungsah. Spruche's ke inen Bedenken r. Handelt ..e s sich 
.aber "'um-"' eine einem' Dritten nachteilige "Vefwalhuhgsmaß- ■ 
nähmederen Inhalt,/ deren Notwendigkeit", deren'Eigen- ' 
art. oder deren - form bestimmt ist' durch den der Kirche'- 
eigentümlichen Auftrag, so verbietet die der Kirche su­
er kannte Autonomie' schlechthin, daß das -staatliche Gericht 
jene Maßnahme unter dem genannten Gesichtspunkt auf seine



*'.R echimä'ßi |ke it" hiäefcprü'ft * Was cl dr geistliche Auf trag' . • 
der Kirche, die lehre , das Evangelium« die Kirchenzucht f 
die Verantwortung des Bischöfe oder der' Synode, die Pflich- 

' ten des Pfarrers usw "erfordert” , 'kann'-' nur • die ' Kirche ver­
bind lieh sägen| die näherhin dazu zuständige Stelle hs~ 
.stimmt ebenso ausschließlich daS kirchliche Recht, In die­
sem 'Bereich gibt es kein vom 'Staat gesetztes ' !,für alle - 
.geltendes Gebet z” , Beruft sich also in -einem knit shaft ungs- 
pröseß die zuständige kirchliche Stelle darauf; daß der 
.Amtsträger,' 'deir seine Amtspflicht verletzt haben soll, aus 
der Verantwortung seines Amtes heraus, wie sie die Kirche 
(in Übereinstimmung mit ihrer lehre, ihrem Recht, ihrem 
geistlichen Auftrag) versteht, so handeln mußte oder han­
deln durfte wie er gehandelt hat, so ist .damit - abgesehen 
von dem hier außer Betracht 'gelassenen' Pall eines ganz of­
fenkundigen "Vorwands” und "Mißbrauchs" der Berufung auf 
die kirchliche lehre - ausgeschlossen, dass das Gericht 

: an jener Maßnahme noch bemängelt, sie stehe im Y/ider- 
;spruch. zu den kirchlichen Segeln und Forderungen; die'1..
-• in ihrer Gesamtheit den Kreis der Pflichten umreißen, 
die den kirchlichen Amtsträgern, und Organen obliegen, 
iaräus folgte Geht der Streit zwischen den Parteien nur 
Um diese Prägen, so ist der vorgetragene Sachverhalt sei­
ner Art nach nicht' geeignet, einen Anspruch aus § 839 BGB 
zu 'begründen«. Mehr noch? Hach dem Vom Reichsgericht in 
Ständiger Rechtsprechung praktizierten und''v.6m Bundesge­
richtshof übernommenen Grundsatz (vgl BGHZ''T5', 151 ff.
15 y. 18.5) handelt es sich bei einem solchen Prozeß um. n 
öden unzulässigen Versuch,- "die Kompetenz des Zivilgerichts 
unter Mißbrauch der Rechtsfigur der AmtspflichtVerletzung 
auszuweiten und es zur Nachprüfung von. Rechtsfragen zu 
'zwingen, die ihm normalerweise entzogen sind. Insoweit 
1st demnach die Klage wegen Unzulässigkeit des Rechtswe­
ges als unzulässig zu betrachten« Daraus folgt weiters 
Die Zulässigkeit einer auf Amtspflichtverletzung kirch­
licher Beamten gestützten Amtshaftungsklage hat zur Vor-
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aüssaizung,, daß ein; Sachverhalt yorgetragen- wird, der un­
abhängig davon, daß die Maßnahme, in Wahrnehmung des geist­
lichen-. Auf träges der Kirche erging. . ein Verhalten des Kir- 
■chenbeamten erkennen läßt, das ..Amtspflichten zuwiderläuft« 
die allgemein.und jenseits des von der kirchlichen Ordnung 
Gef orderten,, bestehAn, die festzüstellen also ein.'Eindrin­
gen und Sich-auseinand er s e r se n mit dem von der Kirche Ge­
forderten nicht verlangt»

. .1 . ‘ ‘ \ ' 1' _ • cf _/ ■
II..• .i< ■'t.-v-: 1̂ 1 ...... " * • ■■ •- -

Wendet, man diese Grundsätze auf den hier-zur Ent sehe i 
dung "ah,* dann ergibt sich folgendest;,

1.) Der Kläger will ein amtspflicht-widriges- Verhal­
ten der an,-der Unterredung vom 24» März- 1950 beteiligten 
Zeugen Er .-, kflUUfe-CQni und KfHHRi zunächst schon
darin sehen,, daß sie ihm im Verlaufe ■ dieser Unterredung 
Maßnahmen sofortige. Entbindung von,, den Amtsgeschäften, - 
Einleitung eines- Zwangspenslonierungsverfalirens) in Aus­
sicht gestellt hatten, für die, wie ihnen selbst bewußt 
gewesen sei» die Vorausset zungen' nicht Vorgelegen hätten - 
Das.-B-ejuiungsgerieht -hat die Drage, ob dj.e sachlichen Vor­
aussetzungen für diese Maßnahme gegeben, gewesen seien, 
offen gelassen und ausgeführt, daß die Zeugen, ohne sich 
einem Schuldvorwurf auszusetzen,. diese Maßnahmen -für er­
laubt hätten halfen dürfen. Aber bereits mit dieser Ent- ■ 
Scheidung ist das'Berufungsgericht über das hinausgegan­
gen , ...was die .Zivilgerichte in diesem Zusammenhang zu ent­
scheiden befugt sind, .Die. Besetzung der kirchlichen Ämter» 
insbesondere; die-Besetzung der Pfarrstellen' fällt in, den 
Bereich dar ausschließlich.-.-Dkircheneigenen Angelegenhei- •: 
ten / und kirchliche -Maßnahmen,rdie sich, auf die Überträ—, 
gung geistlicher Ämter und' auf die -Beendigung der Amtstä­
tigkeit eines Geistlichen beschränken, -gehören - zu den; spe­
zifisch kirchlichen Angelegenheiten, die die, staatlichen 
Gerichte nicht daraufhin nachprüfen können, ob /sie entgege
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der Auffassung d er Kir che nicht iii Einklang' mit der kirch­
lichen Ordnung' stehen. Ob und inwieweit etwas anderes gel- 
tennurds* seaa durch kirchliche Its ehrte Setzung für das 
■ Dienst recht der Pfarrer auf Staat], iche’.Rechtsnormen wer wie-* 
,sen wird und in' dieser Verweisung zum Ausdruck kommen soll­
te , daß die. •Kirche auch ihre dienst re c ht 1 i che n Maßnahmen 
der Jurisdiktion .der staatlichen Gerichte unterstellt.,;u 
kann hier’auf sich beruhen,' Im vorliegenden- Pall ■ warden M 
die dienstreuhtlicheh.. Maßnahmen, urii .die e:s. geht 'fsofortige 
Entbindung von den Amtsgeschäften; Einleitung eines Zwangs­
pensionierungsverfahrens) , von der beklagten Kirche aus­
schließlich auf aus ihrer eigenen Ordnung entwickelte kir­
chenrechtliche Normen gestützt. Nachdem in diesem Zusammen- 
hang der Kläger auch nicht mehr behauptet hat,. - als daß die 
genannten Maßnahmen nach der kirchlichen Ordnung nicht ge­
rechtfertigt .gewesen seien, kann der hier in Bede stellende 
und gegen die genannten Kirchenbeamten erhobene Vorwurf mit­
hin nicht zur Grundlage einer auf § 839 BGB in Verbindung 
mit Art 34 GrundG gestützten Klage vor den staatlichen Ge- 
richten gemächt werder;

M m  
I

2 ,) Per Kläger wirft den an der Unterredung - vom 2.4-« 
März 1:950 beteiligten Zeugen weiter als Amt'spflichtverlet- 
zu.ng vor, daß sie ihn in eine seelische Zwangslage gebracht 
und die Gewissensnot, in der er sich befunden habe, ausge­
nutzt hätten; ex habe sein Versprechen, seihe Konfirmanden 
zu Ostern 1950 zu konfirmieren, nur einhälten könne?, wenn 
er von den ihm zur Wahl gestellten Möglichkeiten die wählte, 
zu.m 1, Juli 1950 seine Versetzung in. den Buhestand zu be­
antragen. Aber auch mit dieser Begründung ist die Erhebung 
einer Amtshaftungsklage vor den staatlichen Gerichten nicht 
.zulässig. Hach dem' Vor frag- des Klägers-, stand ■ er in der Kon- 
Jfirmätionsfrage in einem'Konflikt;zwischen'der nach seiner. : 
Überzeugung ihm' obliegenden'Pflicht- als’Pfarrer, - seine.Koh- 
■ firmanden auf Wunsch'ihrer .Elfern- zu"Ostern;1950 zu kon­
firmieren, und Oder- kiichliehen-: hofdriuhg,:,zu diesem Termin

f t  ■

s
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. eine Konfirmation nicht durchzuführen. Dieser Konflikt - . 
der sich ausschließlich auf die Erfüllung der sich aus 
dem geistlichen.Amt.des Klägers ergebenden Pflichten be­
zog und durch die verschiedene Auffassung des Klägers und 
der kirchlichen Amtsstellen darüberr was im konkreten Pall 
die geistliche Amtspflicht vom Kläger fordert, entstanden 
war - und alle in ihn eingreifenden und ihn berührenden 
Maßnahmen der kirchlichen Vorgesetzten entziehen sich als 
ausschließlich dem innerkirchlichen Bereich angehörend jed­
weder Beurteilung durch die staatlichen Gerichte.-

.3 •• ) Es bleibt in diesem Zusammenhang der weitere Vor­
wurf des Klägers, daß die kirchlichen Vorgesetzten sich im 
Sabinen der Unterredung vom 24« März 1950 in der Form ihrer
Einflußnahme einer Drohung schuldig gemacht Und,ihn in un- 'sachlicher Weise unter Druck gesetzt hätten. Insoweit geht 
es- bei dem Verbringen des Klägers um einen Sachverhalt, 
der nach den vorstehend aufge zeigten Grundsätzen zur Grund­
lage einer Amtshaftungsklage gemacht werden kann. Denn ein 
Verhalten, wie es hier den an der Unterredung beteiligten 
Kixebenbeamten vom- Kläger zum Vorwurf gemacht wird , würde 
-auch nach der eigenen Stellungnahme der beklagten Kirche 
selbst - nicht im Sahmen1 der Erfüllung des geistlichen Auf­
trages. Sei Kirche liegen und könnte 'durch diesen Auftrag 
nicht gerechtfertigt' werden. Nach 'den Feststellungen des i 
Berufungsgerichts hat jedoch der Kläger nicht den Beweis , 
erbringen können, ciäß sein Vorwurf, gerechtfertigt ist»
In diesem Zusammenhang -ist folgendes zu -bemerken/*. Wenn .;,h/, 
■die- kirchlichen Vorgesetzten vor irgendwelchen Maßnahmen ■ 
gegen den Kläger diesen aufsuchten und ihn anhörten, bevor 
sie' ge gen ihngerichtete Maßnahmen: ergriffen', »ar das 
durchans' 'angemessen" und den eigenen Interessen des Klägers 
dienlich'. Es kann auch in keiner Weise beanstandet werden, 
wenn bei dieser Unterredung dem Kläger mitgeteilt wurde, . 
welche Maßnahmen seitens der verantwortlichen kirchlichen 
Dienststellen erwogen seien' oder erwogen werden '.mußtehD fit



Darin allein','daß dem Kläger überhaupt eröffnet wurde,
daß eine sofortige Entbindung von seinen Amtsgeschäffen
erfolgen und -außerdem die Einleitung eines Zmtngspensio-
nierungsverfahrens in Erwägung gezogen-werden müsse, kann
mithin etwas -.Unzulässiges nicht gesehen werden.. Unzulässig
wurde das Verhalten '-der bei der Unterredung be tfeil-igteh-u or
gesetzten des Klägers auch nicht schon dadurch, daß sie dem
Kläger im Zusammenhang mit der Eröffnung über dis ;gegebe-
' nenfal-ls gegen ihn zu -'er greifenden Maßnahmen nahe leg':: eh.,
eich zun 1 r Kai intö von seiner; Amt sge schäften entbinden .und sum I h .Juli 1950 in den Euhestand versetzen zu lassen.-. 
Vielmehr konnten sich die Zeugen für befugt, ja sogar aus 
dein Gesichtspunkt der Für Sorgepflicht für verpflichtet hal­
tern, mit den Kläger zu erörtern, wie die Anordnung einer 
sofortigen Entbindung von den ifritsgeschäften' und: die Ein- 
len rung eines Swangspensicnierungsverfahrens' vermieden wer­
den konnte, und ihm anzuraten, zur Vermeidung -solcher Maß­
nahmen selbst den Antrag auf Entbindung von den Am:sge- 
sehäft.en und. Versetzung in den Ruhestand zu stellen (vgl 
dazu-.BGES 18:. 373 /J79/807’) o Unzulässig und amtspflicht- 
widrig wäre das Verhalten der Zeugen nur dann gewesen,
■wenn sie in der Form der Unterredung und in der Art und 
Weisewie sie dem Kläger die in Erwägung gezogenen Maß­
nahmen eröffneten, die Grenzen der Sachlichkeit übersehrit- 
ten und die gebotene Zurückhaltung hinsichtlich einer Be­
einflussung des Klägers außer acht gelassen hätten- Das ist 
aber nicht erwiesen; vielmehr war das C-espräch nach den 
FeststeilÜhgen des Berufungsgerichts, die insoweit einen 
für das Eevisionsgerielit .beachtlichen Recht s fehl je r nicht 
erkennen lassen, "in■nicht -zutbeenstanäeudes/ zuweilen 
sogar persönlichem Ton gehalten",

4ü) hach seinem Vorbringen in der Berufungsinstanz 
will der Kläger weitere Amtspf 1 ich'tverletzunge'n einmal . 
in. -der Zurruhesetzungsvexfügung durch den Vertreter - des 
Bischofs selbst sehen und ferner darin/'daß der Bischof
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persönlich aie Zurruhesetzung in der Folge seit hat bestehen 
lassen und nicht rückgängig gemacht hat» Diese Vorwürfe be­
wegen sich ausschließlich um die Frageob die durch die 
:'Zurruhesetzung bewirkte Beendigung der Amtstätigkeit des 
Kläge'rs und die unterbliebene Wiedereinv.eisüng in sein 
Amt durch Aufhebung der Zürruhesetsihagsverfügung recht­
mäßig waren oder nicht» Der Vortrag des Klägers hat also 
insoweit lediglich einen Sachverha.lt zum Gegenstand, der 
sich nach dem oben Ausgeführteh auf .den der. Beurteilung 
o u r c li die s t aa 11. i q h e n G e r i c h t e 'entrückten Ber e i c h d e r 
kirchlichen Interna bezieht und deshalb eine Grundlage 
für eine vor den staatlichen Gerichten zulässige Klage 
nicht abgeben kann-,, so daß den Gerichten eine sachliche 
xJacnprui'ung _dieser vom-Kläger erhobenen Vorwürfe verwehrt 
ist = .■ ' t : ' ' ' ' '

. -> - :
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•Nach alledem muß es bei der Abweisung der Klage 

sein Bewenden haben -und die Be vision des Klägers 
curüekgewlesen werden=
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